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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Zur Unterstützung der Wiederbewaldung nach den Kalamitätsschäden in den 
Wäldern von Nordrhein-Westfalen erlässt die Untere Jagdbehörde des 
Kreises Soest folgende 
 

Allgemeinverfügung zur Aufhebung der Schonzeit für Rehwild 
 

I.  Nach § 22 Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. November 2018 (BGBl. I S. 1850), in Verbindung mit § 24 Abs. 2 
Landesjagdgesetz (LJG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember 1994 
(GV. NW. 1995 S. 2, 1997 S. 56),  zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Februar 2019 (GV. NRW. S. 153), in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 19  der 
Landesjagdzeitenverordnung (LJZeitVO) vom  28. Mai 2015 (GV. NRW Seite 468), 
zuletzt geändert am 14. März 2019 (GV. NRW. S. 187). 
 
wird die festgelegte Schonzeit für Rehwild (Schmalrehe und Böcke) mit 
sofortiger Wirkung bis zum 31.03.2025 wie folgt aufgehoben: 
 

Schmalrehe und Böcke 
 

Zeiträume der 
Schonzeitaufhebung 

Niederungsgebieten unter 450 Meter 
Höhenlage 

ab 01.04 bis 30.04. 

Niederungsgebieten über 450 Meter 
Höhenlage 

ab 15.04 bis 30.04. 

 
Die Schonzeitaufhebung gilt im gesamten Kreisgebiet für Gebiete mit hohen 
Kalamitätsschäden und für Flächen mit Wiederbewaldungsmaßnahmen. 
Die Hauptschadensgebiete sowie die Begrenzung der Höhenlage von 450 Meter ist in 
der beigefügten Karte, die Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist, dargestellt. 
 
II. Den einzelnen Jagdausübungsberechtigten wird auferlegt, die Anzahl der in der Zeit 
vom 01. April bis 30. April eines jeden Jahres erlegten Schmalrehe und Rehböcke 
spätestens bis zum 05. Mai desselben Jahres der Unteren Jagdbehörde des Kreises 
Soest unaufgefordert zu melden. 
Die Meldung der jährlichen Strecke für das jeweilige Jagdjahr zum 15. April eines 
Jahres bleibt hiervon unberührt. Die im Rahmen der Aufhebung der Schonzeit erlegten 
Stücke Rehwild sind in die jährlichen Strecke mit aufzunehmen. 
 

III. Der jederzeitige Widerruf dieser Allgemeinverfügung bleibt vorbehalten. Dies gilt 
insbesondere für den Fall, dass die Voraussetzungen bzw. die Notwendigkeit für die 
Aufhebung der Schonzeit entfallen. 
 

IV. Im öffentlichen Interesse wird die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung 
angeordnet.  
 
V. Als Tag der Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung wird der auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgende Tag bestimmt. Die Allgemeinverfügung tritt an diesem 
Tage in Kraft und ist zunächst bis zum 31.03.2025 befristet. 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17666&vd_back=N153&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10964&val=10964&seite=187&sg=0&menu=1
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VI. Diese Verfügung wird hiermit gemäß § 41 Absatz 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
vom   12. November 1999 (GV.NRW. 1999 S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244), öffentlich bekannt gemacht. 
 
VII. Diese Verfügung kann bei der unteren Jagdbehörde des Kreises Soest, Wisbyring 
17 , 59494 Soest, während der allgemeinen Geschäftszeiten in Raum 107, eingesehen 
werden. 
 

 
Begründung 
 
Die Kalamitätsschäden der Jahre 2018 und 2019 werden 
Wiederbewaldungsmaßnahmen erforderlich machen. Wegen der zunehmenden 
Bedeutung der Wälder für die Gesellschaft in Verbindung mit den aktuellen 
Herausforderungen für die Waldbesitzer ist es Ziel, den jetzigen Zeitpunkt zu nutzen, 
um die Wälder mit waldbaulichen Methoden besser an den Klimawandel anzupassen. 
Der Umbau zu klimastabilen Wäldern kann aber nur bei angepassten 
Schalenwildbeständen gelingen.  
In der Vergangenheit wurden bereits zahlreiche Maßnahmen zur Stärkung der 
jagdlichen Eigenverantwortung vor Ort und zum Abbau von Abschusshemmnissen 
getroffen. Dies betrifft die Abschussplanung, die Zusammenarbeit in den 
Hegegemeinschaften und die Ausgestaltung der Jagdzeiten. Damit die anstehenden 
Wiederbewaldungsmaßnahmen gelingen, ist es erforderlich, diese zusätzlichen 
Regelungen zu treffen. 
 
Ziel der Allgemeinverfügung ist die Unterstützung der Waldbesitzer bei der 
Wiederbewaldung. Hierzu wird eine Bejagung von Rehböcken und Schmalrehen im 
April auf den Flächen ermöglicht, auf denen Wiederbewaldungsmaßnahmen 
stattfinden.  Die Bejagung auf landwirtschaftlichen Flächen oder auch in 
Waldbeständen, die nicht in Verjüngung stehen, ist nicht Ziel der Regelung. Das 
gleiche gilt für Jagdbezirke, in denen keine Wiederbewaldungsmaßnahmen 
stattfinden. 
Eine Jagd im April ohne die entsprechende Notwendigkeit widerspricht eigentlich dem 
Schonzeitgedanken und der Wildbiologie und kann daher nur in einem engen Rahmen 
als Ausnahme zugelassen werden. 
 
 

Begründung der sofortigen Vollziehung: 
 

Es besteht ein dringendes öffentliches Interesse an einer sofortigen Reduzierung der 
Rehwildbestände. 
Ohne eine deutliche Verringerung dieser Bestände besteht eine erhebliche Gefahr, 
dass die notwendigen Wiederaufforstungen erschwert werden oder sogar misslingen. 
 

Ihre Rechte: 
Sie können gegen diesen Bescheid Klage erheben.  
 
Dabei müssen Sie Folgendes beachten:  Sie müssen Ihre Klage  
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• innerhalb eines Monats, nachdem Ihnen der Bescheid bekannt gegeben 
wurde 
 

• schriftlich, in elektronischer Form oder mündlich zur Niederschrift 
 

• beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg,  
 

erheben.  
 
Weitere Informationen zur Klageeinreichung in elektronischer Form erhalten Sie auf 
der Internetseite www.justiz.de. 
 

 
Soest, 25.10.2023 
 
Kreis Soest – Die Landrätin 
 
Untere Jagdbehörde 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Bayer-Schliwka 
 
Anlage 
 

 
 

 

http://www.justiz.de/
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Der Kreistag des Kreises Soest hat am 24. Oktober 2023 aufgrund der §§ 5 und 26 
der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung vom 
14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), die folgende Hauptsatzung beschlossen: 

 
Inhaltsverzeichnis 
 
Erster Teil: 
Grundlagen 

§ 1 Name, Sitz und Gebiet 
§ 2 Wappen, Flagge und Siegel 
§ 3 Funktionsbezeichnungen 
§ 4 Gleichstellungsbeauftragte 
§ 5 Wahrung der Belange der Menschen mit Behinderung 

 
Zweiter Teil: 
Kreistag, Ausschüsse des Kreistages 

§ 6 Anzahl der Kreistagsmitglieder 
§ 7 Verfahren des Kreistages und der Ausschüsse 
§ 8 Kreisausschuss 
§ 9 Dem Kreisausschuss übertragene Geschäfte 
§ 10 Ausschüsse 
§ 11 Rechte und Pflichten der Kreistagsmitglieder, sachkundigen Bürger und 

Einwohner 
§ 12 Akteneinsicht 
§ 13 Anregungen und Beschwerden 
§ 14 Bürgerentscheid 
§ 15 Aufwandsentschädigungen 
§ 16 Verdienstausfall 
§ 17 Verträge 

 
Dritter Teil: 
Allgemeiner Vertreter der Landrätin, Bedienstete 

§ 18 Allgemeiner Vertreter der Landrätin 
§ 19 Personalangelegenheiten 

 
Vierter Teil: 
Öffentliche Bekanntmachungen und Zustellungen 

§ 20 Öffentliche Bekanntmachungen, öffentliche Zustellung 
 
Fünfter Teil: 
Schlussbestimmungen 

§ 21 In-Kraft-Treten 
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Erster Teil: 
Grundlagen 

 

§ 1 Name, Sitz und Gebiet 

(1)  Der Kreis führt den Namen „Kreis Soest“. 

(2)  Sitz der Kreisverwaltung ist die Stadt Soest. 

(3)  Das Gebiet des Kreises Soest besteht aus der Gesamtheit der folgenden 
zum Kreis gehörenden Städte und Gemeinden: 

1. Anröchte 
2. Bad Sassendorf 
3. Ense 
4. Stadt Erwitte 
5. Stadt Geseke 
6. Lippetal 
7. Stadt Lippstadt 
8. Möhnesee 
9. Stadt Rüthen 
10. Stadt Soest 
11. Stadt Warstein 
12. Welver 
13. Stadt Werl 
14. Wickede (Ruhr) 

 

§ 2 Wappen, Flagge und Siegel 

(1) Dem Kreis ist mit Urkunde des Innenministers NRW vom 26. Mai 1976 das 
Recht zur Führung eines Wappens verliehen worden.  
Beschreibung des Wappens: Das Wappen des Kreises Soest zeigt auf weißem 
Feld in einem gespalteten Schilde vorn den senkrechten roten Soester 
Schlüssel und hinten das durchgehend schwarze Kreuz von Kurköln, 
geschmückt von der roten, fünfblättrigen Lipperose mit goldenem Butzen und 
goldenen Kelchblättern. 

(2) Dem Kreis ist ferner mit Urkunde des Innenministers NRW vom 26. Mai 
1976 das Recht zur Führung einer Flagge verliehen worden. 
Beschreibung der Flagge: In der Mitte einer weißen, von zwei roten 
Seitenstreifen im Verhältnis 1 : 3 : 1 begleitenden Bahn das Wappen des 
Kreises. 

(3) Der Kreis führt Dienstsiegel mit dem Kreiswappen. 

(4) Abdrucke des Wappens, der Flagge und des Dienstsiegels sind in den 
angefügten Anlagen 1 bis 3 wiedergegeben. 
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§ 3 Gleichstellungsbeauftragte 

(1) Die Landrätin/Der Landrat bestellt eine hauptamtlich tätige 
Gleichstellungsbeauftragte. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei der Umsetzung des Artikels 3 
Grundgesetz, des Landesgleichstellungsgesetzes NRW und des 
Frauenförderplans der Kreisverwaltung Soest mit. Sie fördert mit eigenen 
Initiativen die Verbesserung der beruflichen Situation der in der Verwaltung 
beschäftigten Frauen sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen 
und Männer. Die Gleichstellungsbeauftragte hat fachliche Weisungsfreiheit. Zu 
ihren Aufgaben gehören auch Beratung und Unterstützung von Frauen in 
Einzelfällen bei der beruflichen Förderung und Beseitigung von 
Benachteiligungen. Eine Rechtsberatung ist unzulässig. 

(3) Die Landrätin/Der Landrat ist Dienstvorgesetzte der 
Gleichstellungsbeauftragten. Sie trägt dafür Sorge, dass die 
Gleichstellungsbeauftragte die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel 
und Informationen erhält und dass ihre Auffassung zu gleichstellungsrelevanten 
Angelegenheiten bei der Meinungsbildung berücksichtigt wird. 

(4) Die Landrätin/Der Landrat stellt der Gleichstellungsbeauftragten zu den 
Sitzungen des Kreistages und seiner Ausschüsse die entsprechenden 
Einladungen nebst Tagesordnung zur Verfügung. Soweit einzelne 
Gegenstände der jeweiligen Tagesordnung die Wahrnehmung der Aufgaben 
der Gleichstellungsbeauftragten nach § 3 Absatz 3 KrO NRW oder nach Absatz 
2 berühren, stellt die Landrätin/der Landrat der Gleichstellungsbeauftragte die 
hierzu vorhandenen Sitzungsvorlagen zur Verfügung. 

 

§ 4 Wahrung der Belange der Menschen mit Behinderung 

(1) Zur Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung im Kreis Soest 
bestellt der Kreistag einen ehrenamtlichen Behindertenbeauftragten. 

(2) Der ehrenamtliche Behindertenbeauftragte hat den Kreistag, die weiteren 
Ausschüsse und Gremien sowie die Verwaltung in allen Fragen, die die Belange 
von Menschen mit Behinderung berühren, zu beraten, zu unterstützen und zum 
Wohle der Menschen mit Behinderung mitzuwirken. 

(3) Eine Koordination der Aufgaben zur Wahrung der Belange der Menschen 
mit Behinderung erfolgt durch die Kreisverwaltung. 

(4) Näheres regelt die Landrätin/der Landrat in einer Richtlinie. 
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Zweiter Teil: 
Kreistag, Ausschüsse des Kreistages 

 

§ 5 Anzahl der Kreistagsmitglieder 

Die Zahl der gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b Kommunalwahlgesetz NRW 
zu wählenden Vertreter wird auf 56 festgelegt; davon die Hälfte in Wahlbezirken. 

 

§ 6 Verfahren des Kreistages und der Ausschüsse 

(1) Das Verfahren des Kreistages und der Ausschüsse richtet sich nach der 
vom Kreistag zu beschließenden Geschäftsordnung. Gleiches gilt für den 
Kreisausschuss, soweit sich dieser nicht eine eigene Geschäftsordnung gibt. 

(2) Der wesentliche Inhalt der Beschlüsse des Kreistages, des 
Kreisausschusses und der Ausschüsse wird in öffentlicher Sitzung oder durch 
die Presse der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, soweit nicht im Einzelfall 
etwas anderes bestimmt oder beschlossen ist. 

 

§ 7 Kreisausschuss 

(1) Die Anzahl der Mitglieder des Kreisausschusses wird zu Beginn der 
Wahlperiode durch Beschluss des Kreistages festgelegt. Bei der Zahl der 
Mitglieder zählt die Landrätin/der Landrat nicht mit. 

(2) Für jedes Mitglied ist ein persönliche/r Stellvertreter/in zu wählen. Die 
Stellvertreter/innen, die einer Fraktion, Gruppe oder Listenverbindung 
angehören, vertreten sich untereinander in alphabetischer Reihenfolge, es sei 
denn, der Kreistag beschließt eine andere Reihenfolge der Vertretung.  

(3) Der Kreisausschuss legt durch Beschluss die Anzahl der aus seiner Mitte 
zu wählenden Vertreter/innen seiner Vorsitzenden fest. 

 

§ 8 Dem Kreisausschuss übertragene Geschäfte 

(1) Der Kreisausschuss ist für folgende Geschäfte zuständig, soweit es sich 
nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt oder diese nicht dem 
Kreistag vorbehalten sind: 

a) Vergaben 
• bei Aufträgen im Tiefbau (Kultur-, Straßen-, Wasserbau und 

Abfallwesen) ab einem geschätzten Auftragswert von über 250.000 Euro 
(exkl. MwSt.) 

• bei Aufträgen im Hochbau ab einem geschätzten Auftragswert von über 
120.000 Euro (exkl. MwSt.) 

• für sonstige Lieferungen und Leistungen ab einem geschätzten 
Auftragswert von über 50.000 Euro (exkl. MwSt.) 

Eine gesonderte Entscheidung über den Zuschlag ist entbehrlich, 
wenn der Kreisausschuss bereits einen Beschluss über die Einleitung 
eines Vergabeverfahrens und das Treffen der Vergabeentscheidung 
durch die Verwaltung zugunsten des wirtschaftlichsten Angebotes 
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gefasst hat. In diesen Fällen ist der Kreisausschuss lediglich 
nachträglich über die erfolgte Auftragsvergabe zu unterrichten. 

b) Grundstücksgeschäfte von über 50.000 Euro (exkl. MwSt.) 
c) Sonstiger Vermögenserwerb von über 50.000 Euro (exkl. MwSt.) 
d) Sonstige Vermögensaufwendungen von über 50.000 Euro (exkl. 

MwSt.). 

(2) Die Befugnisse des Kreistages nach § 75 Abs. 1 Satz 2 Landschaftsgesetz 
NW werden auf den Kreisausschuss übertragen. 

 

§ 9 Ausschüsse 

(1) Der Kreistag kann außer den gesetzlich vorgeschriebenen Ausschüssen 
zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und der Beschlüsse des Kreisausschusses 
weitere Ausschüsse bilden. 

(2) Soweit gesetzlich nichts anderes geregelt ist, werden Aufgaben, Anzahl und 
Zusammensetzung der Mitglieder der Ausschüsse durch Kreistagsbeschluss 
festgesetzt. 

(3) Für jedes Mitglied wird ein/e Stellvertreter/in gewählt. Die gewählten 
stellvertretenden Mitglieder können innerhalb des Ausschusses jedes 
ordentliche Mitglied derselben Fraktion vertreten, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. Wenn diese Vertretungsmöglichkeit ausgeschöpft ist, 
können alle Kreistagsmitglieder derselben Fraktion die stellvertretenden 
Ausschussmitglieder vertreten. 

(4) Ausschussmitglieder, die nicht Kreistagsmitglieder sind, werden von 
der/dem Vorsitzenden des betreffenden Ausschusses verpflichtet. 

(5) Im Übrigen finden gemäß § 41 (4) KrO NRW auf die Ausschüsse und die 
Ausschussmitglieder die für den Kreistag und ihre Kreistagsabgeordneten 
geltenden Bestimmungen dieser Hauptsatzung und der Geschäftsordnung 
entsprechende Anwendung, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 

 

§ 10 Geschäfte der laufenden Verwaltung 

Die Landrätin/Der Landrat entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, welche 
Geschäfte solche der laufenden Verwaltung im Sinne des § 42 KrO NRW sind. 
 

§ 11 Rechte und Pflichten der Kreistagsmitglieder, sachkundigen 
Bürger und Einwohner 

(1) Die Kreistagsmitglieder und die Mitglieder der Ausschüsse haben die 
Vorschriften der Kreisordnung und der Gemeindeordnung über die 
Verschwiegenheitspflicht, die Treuepflicht und über die Mitwirkungsverbote zu 
beachten. Verstöße gegen die Verschwiegenheitspflicht können mit einem 
Ordnungsgeld geahndet werden (§§ 28, 35 Abs. 6 KrO NRW, §§ 30-32 GO 
NRW). 
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(2) Die Kreistagsmitglieder und die Mitglieder der Ausschüsse müssen der 
Landrätin/dem Landrat Auskünfte über ihre wirtschaftlichen und persönlichen 
Verhältnisse geben, soweit das für die Ausübung ihrer Tätigkeit von Bedeutung 
sein kann (§ 28 KrO NRW, § 16 KorruptionsbG). Die Auskunft erstreckt sich  

1. bei unselbständiger Tätigkeit auf die Angabe des Arbeitgebers/der 
Arbeitgeberin (Branche) und die eigene Funktion bzw. dienstliche 
oder berufliche Stellung beim Arbeitgeber/bei der Arbeitgeberin, 

2. bei selbständiger Tätigkeit auf die Art des Gewerbes mit Angabe der 
Firma oder die Bezeichnung des Berufszweiges, 

3. auf vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten als Mitglied eines  
 Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, sonstigen Organs 

oder Beirats einer Gesellschaft, Genossenschaft, eines in einer 
anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens oder einer 
Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechts, soweit 
diese Tätigkeiten nicht auf einer Bestellung gemäß § 26 Abs. 5 KrO 
NRW beruhen, 

4. auf den Umfang der Beteiligung an Unternehmen, Kapital- und 
Grundvermögen, 

5. auf entgeltliche Tätigkeiten für Beratung, Vertretung fremder 
Interessen, Erstellung von Gutachten, soweit diese Tätigkeiten nicht 
im Rahmen des ausgeübten Berufes liegen. 

 

Änderungen sind der Landrätin/dem Landrat unverzüglich mitzuteilen. Name, 
Anschrift, der ausgeübte Beruf sowie andere vergütete und ehrenamtliche 
Tätigkeiten können auf Beschluss des Kreistages veröffentlicht werden. 
Veröffentlichungspflichten nach dem Korruptionsbekämpfungsgesetz oder 
vergleichbaren öffentlich-rechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. Die 
Angaben zum Namen, zur Anschrift, dem ausgeübten Beruf und 
Beraterverträgen sowie den oben genannten Mitgliedschaften und Funktionen 
können bei der Kreisverwaltung eingesehen werden. Auf der Internetseite des 
Kreises erfolgt ein Hinweis, in welchem Büro die Einsichtnahme möglich ist. Die 
sonstigen Auskünfte über die wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse 
sind vertraulich zu behandeln. Nach Ablauf der Wahlperiode sind die 
gespeicherten Daten ausgeschiedener Mitglieder über ihre wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnisse zu löschen. 

 

§ 12 Akteneinsicht 

(1) Die Landrätin/Der Landrat ermöglicht die Akteneinsicht nach § 26 Abs. 2 
und 4 KrO NRW in den Räumen der Kreisverwaltung. Sie hat auch über die 
Anwesenheit von Bediensteten der Kreisverwaltung bei der Akteneinsicht zu 
entscheiden. 

(2) Personen, bei denen ein Ausschließungsgrund im Sinne des § 28 KrO NRW 
in Verbindung mit § 31 GO NRW vorliegt, darf keine Akteneinsicht gemäß § 26 
Abs. 2 und 4 KrO NRW gewährt werden. 
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(3) Ausschussvorsitzende haben das Recht zur Akteneinsicht, soweit der 
Ausschuss für die Beratung oder Entscheidung der Angelegenheit zuständig ist. 
Absatz 1 und Absatz 2 gelten für Ausschussvorsitzende entsprechend. 

 

§ 13 Anregungen und Beschwerden 

(1) Jede Einwohnerin oder jeder Einwohner des Kreises, die oder der seit 
mindestens drei Monaten in dem Kreis wohnt, hat das Recht, sich einzeln oder 
in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden an 
den Kreistag zu wenden. Ist eine Anregung oder Beschwerde von mehr als zehn 
Personen unterzeichnet, so muss sie eine Person benennen, die berechtigt ist, 
die Unterzeichnenden zu vertreten. 

(2) Anregungen und Beschwerden müssen eine Angelegenheit betreffen, die 
in den Aufgabenbereich des Kreises Soest fällt. Anregungen und Beschwerden, 
die nicht in den Aufgabenbereich des Kreises Soest fallen, sind von der 
Landrätin/dem Landrat an die zuständige Stelle weiterzuleiten. Der Petent/die 
Petentin ist hierüber zu unterrichten. 

(3) Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. 
B. Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung durch den Kreistag 
oder Kreisausschuss von der Landrätin/dem Landrat zurückzugeben. 

(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden ist der 
Kreisausschuss zuständig, es sei denn, sie betreffen Angelegenheiten, für die 
gemäß § 26 Abs. 1 Satz 2 KrO NRW ausschließlich der Kreistag zuständig ist 
oder für die nach den Bestimmungen der Kreisordnung oder dieser 
Hauptsatzung die Landrätin/der Landrat zuständig ist. Ist der Kreisausschuss 
nicht zuständig, überweist er die Anregung oder Beschwerde zur Erledigung an 
die zur Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er 
Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte Stelle 
nicht gebunden ist. Ist der Kreisausschuss zuständig, so bleiben die 
mitberatenden Zuständigkeiten der Fachausschüsse gegenüber dem 
Kreisausschuss unberührt. 

(5) Dem Petenten/Der Petentin kann aufgegeben werden, die Anregung oder 
die Beschwerde in der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen 
Anzahl einzureichen. Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung 
der notwendigen Unterlagen ausgesetzt werden. 

(6) Von der Prüfung einer Anregung oder Beschwerde soll abgesehen werden, 
wenn  

1. ihr Inhalt einen Strafbestand erfüllt oder  
2. sie gegenüber einer bereits geprüften Anregung oder Beschwerde 

kein neues Sachvorbringen enthält, 
3. das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht 

abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens ist. 

(7) Die Landrätin/Der Landrat unterrichtet den Petenten/die Petentin über die 
Entscheidung über die Anregung oder Beschwerde. 
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§ 14 Bürgerentscheid 

(1) Der Kreistag entscheidet unverzüglich, spätestens innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang eines Bürgerbegehrens, über dessen Zulässigkeit. 
Unzulässig sind Bürgerbegehren, die den Anforderungen der Absätze 2 bis 5 
des § 23 KrO NRW nicht genügen. 

(2) Die Entscheidung des Kreistages, ob dem zulässigen Bürgerbegehren 
entsprochen werden soll, ist unverzüglich zu treffen. Entspricht der Kreistag 
einem zulässigen Bürgerbegehren nicht, so ist innerhalb von drei Monaten nach 
der Entscheidung des Kreistages über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
ein Bürgerentscheid durchzuführen. 

(3) Näheres ist in der Satzung des Kreises Soest zur Durchführung von 
Bürgerentscheiden geregelt. 

 

§ 15 Aufwandsentschädigungen 

(1) Kreistagsmitglieder erhalten als Ausgleich für Auslagen und Aufwendungen 
im Zusammenhang mit dem Mandat eine Aufwandsentschädigung. Diese wird 
nach Maßgabe der in der Entschädigungsverordnung festgesetzten Beträge 
teilweise als monatliche Pauschale und teilweise als Sitzungsgeld für die 
Teilnahme an Sitzungen des Kreistages, des Kreisausschusses, der sonstigen 
Ausschüsse des Kreistages sowie der Fraktionen, ihrer Vorstände und 
Arbeitskreise gezahlt.  

(2) Die Stellvertreter/innen des Landrates/der Landrätin, die Fraktions-
vorsitzenden und ihre Stellvertreter/innen sowie die Vorsitzenden von 
Ausschüssen des Kreistages mit Ausnahme des Wahlprüfungsaus-schusses 
erhalten neben der in Absatz 1 genannten Aufwandsentschädigung die ihnen 
nach der jeweils geltenden Entschädigungsverordnung des Landes NRW 
zustehenden zusätzlichen Aufwandsentschädigungen.  

(3) Sachkundige Bürger/innen und sachkundige Einwohner/innen erhalten für 
die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse sowie der Fraktionen und ihrer 
Arbeitskreise ein Sitzungsgeld je Sitzung nach Maßgabe der in der 
Entschädigungsverordnung festgesetzten Beträge. Dies gilt unabhängig vom 
Vertretungsfall auch für die Teilnahme an Fraktions-sitzungen als 
stellvertretendes Ausschussmitglied.  

(4) Ein Sitzungsgeld nach Absatz 1 und Absatz 2 wird Kreistagsmitgliedern, 
sachkundigen Bürger/innen und sachkundigen Einwohner/innen auf Beschluss 
des Kreistages auch für die Teilnahme an Sitzungen von Unterausschüssen, 
Arbeitskreisen und Beiräten gewährt, deren Bildung ein Beschluss des 
Kreistages zugrunde liegt. Ein Sitzungsgeld für die Teilnahme an 
Fraktionssitzungen wird für Kreistagsmitglieder höchstens für 50 Sitzungen pro 
Kalenderjahr und für sachkundige Bürger/innen und Einwohner/innen für 25 
Sitzungen pro Kalenderjahr gewährt. Fraktionssitzungen sind auch Sitzungen 
von Teilen einer Fraktion (Fraktionsvorstand, Fraktionsarbeitskreise), zu denen 
von der Fraktionsführung eingeladen wurde. Als Fraktionssitzungen in diesem 
Sinne gelten auch Sitzungen von Fraktionen, die mittels Videokonferenzen oder 
Telefonkonferenzen durchgeführt, soweit dabei die formellen und materiellen 
Anforderungen an eine Fraktionssitzung im Übrigen erfüllt sind. 
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(5) Bei einer Sitzungsdauer von insgesamt mehr als sechs Stunden wird ein 
weiteres Sitzungsgeld gewährt. Bei mehreren Sitzungen an einem Tag dürfen 
nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gewährt werden.  

(6) Die Fahrtkostenerstattung und Reisekostenvergütung für 
Kreistagsmitglieder und Ausschussmitglieder richten sich nach den 
Bestimmungen des Landesreisekostengesetzes und der 
Entschädigungsverordnung mit der Maßgabe, dass für die Benutzung eines 
privaten Kfz eine Wegstreckenentschädigung in Höhe des nach der 
Entschädigungsverordnung zulässigen Höchstsatzes gezahlt wird. Reisekosten 
für die Teilnahme an Fraktionssitzungen werden nur für Sitzungen innerhalb des 
Kreisgebietes vollständig erstattet; bei außerhalb des Kreis-gebiets 
stattfindenden Fraktionssitzungen erfolgt eine Entschädigung für die 
Wegstrecke bis zur Kreisgrenze. Können Reisekosten im Rahmen einer 
anderen ehrenamtlichen Tätigkeit geltend gemacht werden, werden vom Kreis 
keine Reisekosten erstattet.  

(7) Dienstreisen werden von der Landrätin/ dem Landrat genehmigt. Für alle mit 
der Wahrnehmung der üblichen Dienstgeschäfte erforderlichen Dienstreisen 
von Stellvertretern der Landrätin/des Landrates gilt die Genehmigung generell 
als erteilt, soweit sie sich auf das Gebiet des Landes NRW beschränken. Auch 
für Kreistagsmitglieder und sachkundige Bürger/innen, die zur Vertretung des 
Kreises in Organe, Beiräte oder Ausschüsse von jur. Personen oder 
Personenvereinigungen entsandt werden oder in Vorstände, Aufsichtsräte und 
gleichartige Organe bestellt werden, gilt für die Wahrnehmung dieser 
Mitgliedschaftsrechte des Kreises eine Genehmigung generell als erteilt, soweit 
sich die Dienstreisen auf das Gebiet des Landes NRW beschränken.  

(8) Mitglieder von Ausschüssen gemäß § 85 Schulgesetz NRW sowie § 5 
Absatz 1 Nr. 3-9 und Absatz 2 des 1. Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes erhalten für die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses 
je Sitzung ein Sitzungsgeld in Höhe des Sitzungsgeldes für sachkundige 
Bürger/innen und Fahrtkostenerstattung gemäß Abs. 3. Für Bedienstete des 
Kreises, für die die Mitgliedschaft zu ihren dienstlichen Aufgaben gehört, gilt 
Satz 1 nicht. 

(9) Mitglieder von Beiräten erhalten für die Teilnahme an Sitzungen des Beirates 
je Sitzung ein Sitzungstagegeld und Fahrtkostenerstattung entsprechend der 
Regelung für den Kreispolizeibeirat in analoger Anwendung des Gesetzes über 
die Entschädigung der ehrenamtlichen Mit-glieder von Ausschüssen 
(Ausschussmitglieder-Entschädigungsgesetz – AMEG).  

(10) Die Entschädigung von Mitgliedern sonstiger Gremien kann der Kreistag 
per Beschluss regeln. 

 

§ 16 Verdienstausfall 

(1) Kreistagsmitglieder, sachkundige Bürger/innen und sachkundige 
Einwohner/innen haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen 
durch die Mandatsausübung entsteht, soweit sie während der Arbeitszeit 
erforderlich ist. Das gilt für die Teilnahme an Kreistags-, Kreisausschuss- und 
Ausschusssitzungen sowie für sonstige Tätigkeiten, die sich aus der 
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Wahrnehmung des Mandats ergeben (zum Beispiel Fraktionssitzungen, 
genehmigte Dienstreisen). Ein Anspruch auf Verdienstausfall besteht nur, wenn 
es nicht möglich und zumutbar ist, Arbeitszeiten und mandatsbedingte 
Tätigkeiten so aufeinander abzustimmen, dass keine zeitliche Kollision entsteht. 
Der Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen 
Arbeitszeit berechnet; die letzte angefangene Stunde wird voll berechnet. 

(2) Kreistagsmitglieder, sachkundige Bürger/innen und sachkundige 
Einwohner/innen haben mindestens Anspruch auf einen Regelstundensatz in 
Höhe des Mindestlohns es sei denn, dass sie ersichtlich keinen Nachteil erlitten 
haben. 

(3) Abhängig Erwerbstätigen wird auf Antrag der tatsächlich entstandene und 
nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt. Der einheitliche Höchstbetrag ergibt 
sich aus der Festlegung in einer Rechtsverordnung nach § 30 Abs. 7 Satz 1 Nr. 
1 KrO NRW i. V. m. §§ 45 und 133 Abs. 5 GO NRW 

(4) Selbständige erhalten auf Antrag eine Verdienstausfallpauschale. Sie wird 
im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens nach 
billigem Ermessen festgesetzt und wird montags bis freitags auf die Zeit von 
8:00 Uhr bis 19:00 Uhr und samstags auf die Zeit von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr 
begrenzt. Der einheitliche Höchstbetrag ergibt sich aus der Festlegung in einer 
Rechtsverordnung nach § 30 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 KrO NRW i. V. m. §§ 45 und 
133 Abs. 5 GO NRW 

(5) Kreistagsmitglieder, sachkundige Bürger/innen und sachkundige 
Einwohner/innen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen, von denen 
mindestens eine Person ein pflege- oder betreuungsbedürftiger Angehöriger ist, 
führen oder einen Haushalt mit mindestens drei Personen führen und nicht oder 
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der 
mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt den Regelstundensatz in Höhe 
von 10 Euro pro Stunde. Statt des Regelstundensatzes werden auf Antrag die 
notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 

(6) Der Verdienstausfall beträgt höchstens 160 Euro pro Tag und die 
Regelstundensätze für haushaltsführende Personen höchstens 80 Euro pro 
Tag. 

(7) Nachgewiesene Kosten einer entgeltlichen Kinderbetreuung während der 
mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt sind nur erstattungsfähig, wenn 
keine weiteren, im Rahmen gesetzlicher Pflichten zur Kinderbetreuung 
verpflichteten Personen im Haushalt leben oder wenn diesen die 
Kinderbetreuung während der mandatsbedingten Abwesenheit nicht zugemutet 
werden kann. Kosten einer entgeltlichen Kinderbetreuung werden nur für Kinder 
erstattet, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, es sei denn, es 
liegt im Einzelfall ein besonderer Betreuungsbedarf vor, der eine Betreuung 
über das 14. Lebensjahr erforderlich macht (z. B. Behinderungen etc.). Pro 
Stunde der Kinderbetreuung wird höchstens der gesetzliche Mindestlohn 
erstattet.  
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§ 17 Verträge 

Die in § 26 Absatz 1 Buchstabe r KrO NRW dem Kreistag vorbehaltene 
Genehmigung wird auf folgende Verträge und Personengruppen beschränkt: 

1. Verträge mit Kreistagsmitgliedern und Ausschussmitgliedern, soweit 
sie nicht nach einem feststehenden Tarif oder im Wege einer 
Ausschreibung abgeschlossen werden. Dies gilt bei Ausschreibungen 
jedoch nur dann, wenn der Auftrag an den Mindestbietenden vergeben 
wird. 

2. Verträge mit der Landrätin/dem Landrat, ihrem allgemeinen Vertreter 
sowie den Dezernatsleitungen. 

Die Genehmigung gilt als erteilt, soweit es sich um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt und die im Vertrag vereinbarte Gegenleistung den Betrag 
von 5.000 Euro nicht überschreitet. 

 
Dritter Teil: 

Allgemeiner Vertreter der Landrätin, Bedienstete 
 

§ 18 Allgemeiner Vertreter/ Allgemeine Vertreterin der Landrätin/ des 
Landrates 

(1) Der allgemeine Vertreter/ Die allgemeine Vertreterin der Landrätin/ des 
Landrates wird vom Kreistag für die Dauer von acht Jahren gewählt und trägt 
die Amtsbezeichnung Kreisdirektor/in. 
(2) Darüber hinaus kann die Landrätin/ der Landrat eine 
Verhinderungsvertretung in gesonderter Regelung festlegen. 

§ 19 Personalangelegenheiten 

(1) Die Zuständigkeiten der obersten Dienstbehörde für dienstrechtliche 
Entscheidungen, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen von der obersten 
Dienstbehörde übertragen werden können, werden auf die Landrätin/den 
Landrat übertragen. 

(2) Über die Einstellung bzw. Übernahme von Beamten (im Wege der 
Versetzung) für die Position einer Dezernatsleitung (inkl. Kreisdirektor/in) bzw. 
Abteilungsleitung entscheidet der Kreisausschuss im Einvernehmen mit der 
Landrätin/dem Landrat. Gleiches gilt für die unbefristete Einstellung 
vergleichbarer Tarifbeschäftigter. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, 
kann der Kreistag die Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Zahl der Kreistagsmitglieder treffen. Kommt diese Mehrheit nicht 
zustande, entscheidet die Landrätin/der Landrat. Diese Regelung findet 
ebenfalls Anwendung bei der Auswahl für die Position des Kreisdirektors / der 
Kreisdirektorin. Die gesetzlichen Vorschriften für das Wahlverfahren bleiben 
davon unberührt. 

(3) Ämter mit leitender Funktion (§ 21 Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 des 
Beamtengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen – LBG NRW) werden nach 
Maßgabe des § 22 LBG NRW auf Probe übertragen.  

(4) Entscheidungen nach §§ 68 Nr. 2 und 69 Abs. 6 des 
Landespersonalvertretungsgesetzes trifft die Landrätin/ der Landrat.  



 Seite 16 - Amtsblatt für den Kreis Soest - Nr. 19/2023 – 17.11.2023 

 
 
 
 

(5) Entscheidungen gemäß § 61 Abs. 4 Schulgesetz NRW zur Besetzung von 
Stellen der Leitungen an den Schulen des Kreises Soest trifft der 
Kreisausschuss. 

Vierter Teil: 
Öffentliche Bekanntmachungen und Zustellungen 

 

§ 20 Öffentliche Bekanntmachungen, öffentliche Zustellung 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen des Kreises Soest, die durch 
Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden durch Bereitstellung im Internet 
unter www.kreis-soest.de/amtsblatt vollzogen, soweit gesetzlich nicht etwas 
anderes bestimmt ist. Nachrichtlich wird auf die erfolgte Bereitstellung und die 
Internetadresse im „Amtsblatt für den Kreis Soest“ hingewiesen.  

(2) Sind öffentliche Bekanntmachungen in der nach Absatz 1 festgelegten 
Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht 
möglich, so wird die Öffentlichkeit durch Aushang im Kreishaus, durch 
Flugblätter oder durch ein eigenes aus diesem Anlass herausgegebenes 
Amtsblatt unterrichtet. 

(3) Ist durch besondere gesetzliche Vorschrift die Veröffentlichung in einer 
Tageszeitung vorgeschrieben, so wird diese – soweit sie nur für einen 
gemeindlichen Bereich bestimmt ist – in den in dieser Gemeinde erscheinenden 
Tageszeitungen mit lokalbezogener Ortsausgabe verkündet. Eine 
Veröffentlichung im Sinne des Satzes 1 erfolgt in den Tageszeitungen „Soester 
/ Werler / Warsteiner Anzeiger“ oder „Der Patriot“. 

(4) Bei öffentlicher Zustellung gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz wird 
die Benachrichtigung über die öffentliche Zustellung an der 
Bekanntmachungstafel vor dem Eingangsbereich des 
Kreisverwaltungsgebäudes in Soest, Hoher Weg 1-3, ausgehängt. Der 
Aushang erfolgt für die Dauer von zwei Wochen. Der Tag des Aushängens und 
der Tag der Abnahme sind von den zuständigen Bediensteten der 
Kreisverwaltung auf der Benachrichtigung zu vermerken. Darüber hinaus wird 
auf der Internetseite des Kreises Soest auf den Aushang hingewiesen. 

 
Fünfter Teil: 

Schlussbestimmungen 
 

§ 21 In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt mit dem Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung des Kreises Soest vom 20. Dezember 
2017 außer Kraft. 
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Anlage 1 - Kreiswappen 

 

 
Anlage 2 - Flagge 

 

Anlage 3 - Siegel 
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B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO 
NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs 
Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sein denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 
c) die Landrätin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift oder die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Soest, 25. Oktober 2023 
 
KREIS SOEST – DIE LANDRÄTIN 
 
gez. Eva Irrgang 
 
Landrätin 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 

Öffentliche Bekanntmachung  
gemäß § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)  

und gem. § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
In den Verfahren der Firma Energieplan Ost West GmbH & Co.KG, Graf-Zeppelin-Straße 69, 
33181 Bad Wünnenberg-Haaren hat mit acht Anträgen vom 13.06.2023, eingegangen am 
14.06.2023 jeweils eine Genehmigung gem. § 4 BImSchG für insgesamt acht 
Windenergieanlage (WEA 1 – WEA 8) auf den nachstehend genannten Grundstücken auf dem 
Gebiet der Gemeinde Anröchte (WEA 1 – WEA 3) und dem Stadtgebiet Rüthen (WEA 4 – 
WEA 8) beantragt:  
 

Aktenzeichen 
Anlagen-

Nr. 
Hersteller 

Anlagentyp 
Gemarkung Flur 

Flurstück(e) 
(Anlagen- 

Mittelpunkt) 

Gemeindegebiet Anröchte: 

20230410 WEA 1 
Nordex   

N163 / 6.X Effeln 5 70 

20230413 WEA 2 
Nordex   

N149 / 5.X Effeln 5 152 
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20230412 WEA 3 
Nordex   

N163 / 6.X Effeln 5 186 

Stadtgebiet Rüthen: 

20230415 WEA 4 
Nordex   

N175 / 6.X Menzel 11 105 

20230416 WEA 5 
Nordex   

N175 / 6.X Menzel 10 76 

20230417 WEA 6 
Nordex   

N175 / 6.X Menzel 11 104 

20230418 WEA 7 
Nordex   

N163 / 6.X Menzel 11 33 

20230419 WEA 8 
Nordex   

N149 / 5.X Nettelstädt 1 35 

 
sind innerhalb der Einwendungsfrist Einwendungen erhoben worden. Die Antragsunterlagen 
lagen in der Zeit vom 04.08.2023 bis zum 04.09.2023 aus und konnten eingesehen werden. 
Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur gegen das Vorhaben konnten vom 
04.08.2023 bis 04.10.2023 vorgebracht werden. 
Auf Grund der Einwendungsthemen und ihrer möglichen Bedeutung für die 
Genehmigungsprüfung wurde entschieden, dass die Einwendungen einer Erörterung 
bedürfen.  
 
Der im Amtsblatt Nr. 15 vom 28. Juli 2023 bekanntgegebene Erörterungstermin am 
30.11.2023 wird gem. § 10 Abs. 6 BImSchG in Verbindung § 5 Abs. 1, 3 und 4 PlanSiG 
durch eine Online-Konsultation ersetzt und hiermit bekannt gemacht. 
 
Gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG werden den zur Teilnahme Berechtigten die sonst im 
Erörterungstermin oder der mündlichen Verhandlung zu behandelnden Informationen 
zugänglich gemacht. Ihnen ist innerhalb einer vorher bekannt zu machenden angemessenen 
Frist Gelegenheit zu geben, sich schriftlich oder elektronisch dazu zu äußern. 
 
Die sonst im Erörterungstermin zu behandelnden Sachverhalte und Informationen zum 
Verfahren, d. h. insbesondere die Synopse der Einwendungsgründe und die 
Zusammenfassung der Stellungnahmen der Fachbehörden, können über eine mediale-
Konsultationsplattform für einen Monat  
 

vom 15. Dezember 2023 bis einschließlich 15. Januar 2024 
 
eingesehen werden. 
 
Die Genehmigungsbehörde hat geeignete Vorkehrungen zu treffen, dass nur berechtigte 
Personen Zugang zur Online-Konsultation erhalten. Der zu behandelnde Sachverhalt: hier die 
Einwendungen, die Erwiderungen der Antragstellerin, die Stellungnahmen der am Verfahren 
beteiligten Fachbehörden sowie die Antragsunterlagen sind auf der passwortgeschützte 
Konsultationsplattform einsehbar. 
Die Online-Konsultation ist nicht öffentlich. 
 
Ein Recht zur aktiven Teilnahme an der Online-Konsultation haben die Antragstellerin, 
betroffene Fachbehörden und alle Einwender, die sach- und fristgerecht Einwendungen 
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erhoben haben sowie deren ordnungsgemäß mit Vollmacht bestimmten Vertreter. Eine 
Vollmacht ist bei der Genehmigungsbehörde schriftlich vor Teilnahme an der Konsultation 
nachzuweisen.  
 
Alle gem. § 5 Abs. 3 PlanSiG zur Teilnahme berechtigten Personen werden mind. 
1 Woche vor der Durchführung der Online-Konsultation schriftlich benachrichtigt.  
 
Die entsprechenden Zugangsdaten für die passwortgeschützte Konsultationsplattform sind 
der schriftlichen Benachrichtigung zu entnehmen.  
 
Die rechtzeitig beigebrachten Einwendungen können in der Online-Konsultation erläutert 
werden, d.h. die bisherigen Ausführungen können präzisiert bzw. verdeutlicht werden. Die 
Erläuterungen müssen der ursprünglichen Einwendung zuordenbar sein.  
 
Aus diesem Grunde wird darum gebeten die Erläuterungen über die passwortgeschützte 
Konsultationsplattform vorzunehmen.  
Schriftliche oder elektronische Erläuterungen sind an den Kreis Soest, Abteilung Bauen und 
Immissionsschutz, Hoher Weg 1-3, 59494 Soest bzw. an die E-Mailadresse 
immissionsschutz@kreis-soest.de zu senden. Zur Sicherstellung der Zuordnung zur 
Ursprungseinwendung ist hier darauf zu achten, dass die leserliche Nennung des 
vollständigen Namens und der Adresse gegeben ist. 
 
Hinweis: Eine reine Wiederholung bereits vorgebrachter Argumente ist nicht 
erforderlich.  
 
Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist nicht verpflichtend. Es kann auch ohne die 
Mitwirkung eines zur Teilnahme Berechtigten entschieden werden. 
 
Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen den bereits eingetretenen Ausschluss 
von Einwendungen unberührt. Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 
 
Kosten, die durch die Teilnahme an der Online-Konsultation oder durch Vertreterbestellung 
entstehen, können nicht erstattet werden.  
 
 
Mit dem Abschluss der Online-Konsultation ist die Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Genehmigungsverfahren beendet. 
 
 
 
Rechtsgrundlagen 
 
Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren 
während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) vom 20. Mai 
2020 (BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 353)  
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräu-
sche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458)  
 
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

mailto:immissionsschutz@kreis-soest.de
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29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. 
November 2020 (BGBl. I S. 2428) 
 
 
Soest, den 14.11.2023 
 
Kreis Soest - Die Landrätin 
- Bauen und Immissionsschutz – 
Geschäftszeichen: 63.03.1043-63.91.01-20230410 (Hauptaktenzeichen) 
 
Im Auftrag 
gez. 
 
 
Lietz 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
gemäß § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)  

und gem. § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
Die Firma thomas zement GmbH & Co. KG, Werk Erwitte, Bahnhofstraße 40 in 59597 Erwitte 
hat mit einem Antrag vom 05.10.2023, eingegangen am 18.10.2023 eine Genehmigung gem.  
§ 16 BImSchG für die Erweiterung und Betrieb eines Steinbruches (Steinbruch VII) zur 
Gewinnung von Kalkstein auf den nachstehend genannten Grundstücken auf dem Gebiet der 
Stadt Erwitte beantragt:  
 

Aktenzeichen Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstück(e) 

20230717 Steinbruch VII 

Bad Westernkotten 11 

6-8, 9 tlw., 19 tlw., 
20 tlw., 25-27, 32 

tlw., 53 tlw. 

Bad Westernkotten 12 
1-4, 7 tlw., 8, 9 tlw., 

16 tlw., 17 

Erwitte 10 
3, 11, 19, 70-72 (alle 

tlw.) 

 
Die Firma thomas zement GmbH & Co. KG nutzt in Erwitte zwischen dem Hüchtchenweg und 
dem Hellweg Flächen zur Kalksteingewinnung. Das Material in den Steinbruchabschnitten IV-
VI ist bereits weitgehend abgebaut und stellt noch eine relativ geringe Abbaureichweite von 
rund 10 bis 12 Jahren dar. Die Gewinnungsfläche soll nun mit dem Steinbruch VII auf einer 
Fläche von rund 69 ha westlich der Pöppelsche ausgeweitet werden. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 2.1.1 des Anhanges 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmungen des BImSchG bedarf das beantragte 
Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschriften.  
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Für das Vorhaben ist gemäß der Ziffer 2.1.1 Anlage 1 zum UVPG, eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG in Verbindung mit der 
9. BImSchV (9. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) 
öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unterlagen, sowie die gem. § 16 UVPG 
erforderlichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens, liegen in der Zeit 
vom 24.11.2023 bis 02.01.2023 bei den folgenden Stellen aus und können dort eingesehen 
werden.  
 

• Kreis Soest, Dienstgebäude Hoher Weg 1-3, 59494 Soest, - Bürgerservice -  
Telefonnummer: 02921 30-2222, E-Mail: buergerdienste@kreis-soest.de 
Öffnungszeiten: 
Montag und Mittwoch von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Dienstag von 07:00 Uhr bis 16:00 
Uhr, Donnerstag von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr sowie Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 
Uhr 
Einsicht nur nach vorheriger Terminabsprache. 
 

• Stadt Erwitte, Am Markt 12, 59597 Erwitte 
Telefonnummer: 02943 896-428, Frau Wortmann (b.wortmann@erwitte.de) 
Öffnungszeiten: 
Montag und Dienstag von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Mittwoch von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, Donnerstag von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und 
von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr sowie Freitag von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
Einsicht nur nach vorheriger Terminabsprache. 
 

• Gemeinde Anröchte, Hauptstraße 74, 59609 Anröchte 
Telefon: 02947/888-606, Frau Weckwerth (a.weckwerth@anroechte.de) 
Öffnungszeiten: 
Montag bis Freitag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 
Montag bis Mittwoch 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Einsicht nur nach vorheriger Terminabsprache 
 

• Stadtverwaltung Rüthen, Windpothstraße 29, 59602 Rüthen 
Telefon: 02952/818-181, Frau Kaspari (n.kaspari@ruethen.de) 
Öffnungszeiten: 
Montag bis Freitag 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, 
Montag bis Mittwoch 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag 13:30 Uhr bis 17:30 Uhr 
Einsicht nur nach vorheriger Terminabsprache. 
 

 
Die auszulegenden Unterlagen beinhalten jeweils folgendes: 
  

Lfd.-Nr.: / 
Register 

Bezeichnung der Unterlagen Stichwortartige Charakterisierung 

1 Antrag Anschreiben, Antragsformular, 
Kurzbeschreibung, Inhaltsverzeichnis 

2 Pläne Übersichtsplan, Übersichtslageplan, 
Funktionsplan, Übergeordnete 
Planvorgaben 
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3 Bauvorlagen Liegenschaftskataster, 
Einverständniserklärungen, Flurkarte, 
Gesamtkostenschätzung, 
Brandschutzkonzept, Bauantragsunterlagen 

4 Anlage und Betrieb Erläuterungen nach dem BImSchG, 
Schalltechnisches Gutachten, 
Sprenggutachten, Staubgutachten, 
Gefährdungsanalyse, Hydrologisches 
Gutachten, Formluare 2 – 8.5 BImSchG 

5 Unterlagen zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
und zum Naturschutz 

UVP-Bericht, FFH-Verträglichkeitsprüfung, 
Artenschutzprüfung, 
Landschaftspflegerischer Begleitplan / 
Abbauplanung, Kostenschätzung 
Rekultivierungsmaßnahmen  

6 Anhang Angaben zu Wassergefährdende Stoffe, 
Sicherheitsdatenblätter, Datenblätter 

7 Verzeichnis der 
Betriebsgeheimnisse 

entfällt 

8 Planunterlagen in 
Originalmaßstab 

Übersichtsplan, Übersichtslageplan, 
Funktionsplan, Übergeordnete 
Planvorgaben, Flurkarte, Bodenkarte, 
Landschaftsrechtliche Grundlagen, 
Biotoptypen, Abbauplan, Schnitte, 
Rekultivierungsplan 

 
Zusätzlich sind der UVP-Bericht sowie weitere entscheidungserhebliche Berichte und 
Empfehlungen im Internet einsehbar.  
 
Das Vorhaben wird über das zentrale UVP-Portal des Landes Nordrhein-Westfalen unter 
https://uvp-verbund.de/nw bekannt gemacht.  
 
Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur gegen das Vorhaben können vom 
24.11.2023 bis 29.01.2023 bei den vorgenannten Behörden vorgebracht werden.  
 
Mit Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 
 
Ihre Einwendungen richten Sie an: 
 

• Per E-Mail an: immissionsschutz@kreis-soest.de 
 

• Kreis Soest, Immissionsschutz, Hoher Weg 1-3, 59494 Soest 
 

oder an die oben zur Auslage der Antragsunterlagen angegebenen Stellen. 
 
 
Die Einwendungen müssen schriftlich oder elektronisch erhoben werden und Namen (Vor- und 
Zuname) sowie die volle leserliche Anschrift des Einwenders enthalten. Einwendungen, die 
Name und Adresse des Einwenders nicht eindeutig erkennen lassen, können im Verfahren 
nicht berücksichtigt werden. 
 
Aus den Einwendungen muss erkennbar sein, wieso das Vorhaben für unzulässig gehalten 
wird (substantiierte Einwendung). 

https://uvp-verbund.de/nw
mailto:immissionsschutz@kreis-soest.de
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschreiben an den Antragsteller zur 
Stellungnahme weitergegeben werden. Auf Verlangen des Einwenders werden dabei Name 
und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der 
Einwendung erforderlich sind.  
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist werden die form- und fristgerecht erhobenen 
Einwendungen im Antragsverfahren unter Beteiligung der Fachbehörden gewertet. Die 
Genehmigungsbehörde entscheidet nach Ausübung pflichtgemäßen Ermessens darüber, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird, um die form- und fristgerecht erhobenen 
Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
von Bedeutung sein kann. Beim Erörterungstermin soll denjenigen, die Einwendungen 
erhoben haben, Gelegenheit gegeben werden ihre Einwendungen zu erläutern. Die 
Entscheidung, ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird, wird öffentlich bekannt gemacht.  
 
Sofern ein Erörterungstermin durchgeführt wird, findet dieser wie folgt statt: 
 
Datum:   29.02.2024 
Uhrzeit:   09:30 Uhr  
Ort:    Sitzungssaal des Kreises Soest, Hoher Weg 1-3, 59494 Soest 
 
Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen 
werden, so wird sie am nächsten Tag zur gleichen Zeit am gleichen Ort fortgesetzt. 
 
Entstehende Kosten durch Einsichtnahme in die Antragsunterlagen können nicht erstattet 
werden. 
 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen und den Genehmigungsantrag an 
die Personen, die Einwendungen erhoben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. 
 
Auf die für die Beteiligung der Öffentlichkeit maßgebenden Vorschriften (Bundes-
Immissionsschutzgesetz, 9. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes) wird hingewiesen.  
 
Soest, den 14.11.2023 
 
 
Kreis Soest - Die Landrätin 
- Bauen und Immissionsschutz – 
Geschäftszeichen: 63.03.1790-63.91.01-20230717 
 
Im Auftrag 
gez. 
 
Hattwig 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 
Die Firma Dipl. Ing. Andreas Düser, Planung-Beratung-Betrieb von Erneuerbaren Energien – 
Wind, Sonne, Biogase, beantragt mit Antrag vom 27.09.2023 gemäß der § 4 Bundes – 
Immissionsschutzgesetz die Errichtung und den Betrieb von drei Windenergieanlagen des 
Typs Enercon E-138 EP 3 E3 an nachfolgend genannten Standorten:  
 

 
 
Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um eine Anlage, die unter Nr. 1.6.2 Verfahrensart 
„V“ des Anhangs der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes – 
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. 
BImSchV) vom 14.03.1997 (BGBl. I S. 504) in der zurzeit geltenden Fassung einzustufen ist. 
 
Zudem sind die Windenergieanlagen unter Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757) in der zurzeit 
geltenden Fassung genannten Vorhaben mit „S“ gekennzeichnet. 
 
Für diese Vorhaben ist folglich eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 
Abs. 2 UVPG vorzunehmen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und 
der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen. 
Aufgrund der Entfernung zwischen dem geplanten Vorhaben und den Schutzkriterien 2.3.2 bis 
2.3.10 nach Anlage 3 Nr. 2 UVPG – sofern diese am Standort vorkommen, sind keine 
erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten.  
 
Das Vogelschutzgebiet „Hellwegbörde“ (VSG DE-4415-401) als Natura 2000 – Gebiet liegt in 
einer Entfernung von ca. 240 m. Innerhalb des Nahbereichs vom 350 bzw. 500 m Radius um 
die einzelnen Anlagenstandorte konnten keine Brutvorkommen von Windenergiesensiblen 
Vogelarten erfasst werden. Unter Berücksichtigung vorgezogener Maßnahmen bzw. 
Maßnahmen zur signifikanten Senkung des Kollisionsrisikos lassen sich erhebliche 

Arbeits-
stätten-
nummer 
(Ast.) 

Hersteller 
Anlagent
yp 

Nenn- 
leistu
ng 
[kW] 

Naben- 
höhe 
[m] 

Rotor-
durch-
messer 
[m] 

Standort 
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r 
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Nr. 
WEA 

Koordinaten 
UTM-Zone 32N 
(Rechtswert  
Hochwert) 

0019298 Enercon 
E-138  
EP3 E3 

4.260 110,24 69,125 WEA 1 433234,896 
5710606,627 

E
p
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0
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7
 

0019302 Enercon 
E-138  
EP3 E3 

4.260 110,24 69,125 WEA 2 433550,341 
5710645,939 
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3
 

0019303 Enercon 
E-138  
EP3 E3 

4.260 110,24 69,125 WEA 3 433996,438 
5710589,577 
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1
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0
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Beeinträchtigungen für das Vorhaben ausschließen. Zusammenfassend ist das Vorhaben ist 
mit den Schutz- und Erhaltungszielen des Vogelschutzgebietes verträglich. Bezüglich des 
Schutzkriteriums 2.3.11 ist anzumerken, dass das Schutzgut „Bodendenkmäler“ vorhanden 
sein könnte. Von entsprechender Fachbehörde werden Bedingungen genannt, die den Zweck 
haben eventuell vorhandene Bodendenkmäler vor Baubeginn frühzeitig vor negativen 
Auswirkungen zu schützen. Eine nachteilige Umweltauswirkung hierfür wird durch das 
Vorhaben daher ausgeschlossen. Eine erhebliche Beeinträchtigung der Nachbarschaft durch 
Immissionen ist entsprechend der vorgelegten Fachgutachten und unter Berücksichtigung der 
vorgesehenen Schutzmaßnahmen (Betriebsmodi, Schattenabschaltautomatik) nicht zu 
erwarten.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den 
Vorschriften des UVPG.  
 
Die gemäß § 5 Abs. 2 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser 
Bekanntmachung. Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig 
anfechtbar.  
 
 
Soest, den 24.10.2023 
 
 
Kreis Soest - Die Landrätin 
- Bauen und Immissionsschutz – 
Geschäftszeichen: 63.03.1093-63.91.01-20230680 
 
Im Auftrag 
gez. 
 
Schnelle 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 
Die Firma Dipl. Ing. Andreas Düser, Planung-Beratung-Betrieb von Erneuerbaren Energien – 
Wind, Sonne, Biogase beantragt mit Antrag vom 27.09.2023 gemäß § 4 Bundes – 
Immissionsschutzgesetz die Errichtung und den Betrieb einer Windenergieanlagen des Typs 
Enercon E-138 EP 3 E3 an nachfolgend genanntem Standort:  
 

 
 
Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um eine Anlage, die unter Nr. 1.6.2 Verfahrensart 
„V“ des Anhangs der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes – 
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. 
BImSchV) vom 14.03.1997 (BGBl. I S. 504) in der zurzeit geltenden Fassung einzustufen ist.  
 
Zudem ist die Windenergieanlage aufgrund der Nähe zum zweiten Antragsverfahren unter Nr. 
1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757) in der zurzeit geltenden Fassung genannten Vorhaben mit 
„S“ gekennzeichnet.  
 
Für diese Vorhaben ist folglich eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 
Abs. 2 UVPG vorzunehmen.  
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und 
der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen. 
Aufgrund der Entfernung zwischen dem geplanten Vorhaben und den Schutzkriterien 2.3.2 bis 
2.3.10 nach Anlage 3 Nr. 2 UVPG – sofern diese am Standort vorkommen, sind keine 
erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten.  
 
Das Vogelschutzgebiet „Hellwegbörde“ (VSG DE-4415-401) als Natura 2000 – Gebiet liegt in 
einer Entfernung von über 1.000 m. Innerhalb des Nahbereichs um den Anlagenstandort 
konnten keine Brutvorkommen von Windenergiesensiblen Vogelarten erfasst werden. Unter 
Berücksichtigung vorgezogener Maßnahmen bzw. Maßnahmen zur signifikanten Senkung des 
Kollisionsrisikos lassen sich erhebliche Beeinträchtigungen für das Vorhaben ausschließen. 
Zusammenfassend ist das Vorhaben ist mit den Schutz- und Erhaltungszielen des 
Vogelschutzgebietes verträglich. Bezüglich des Schutzkriteriums 2.3.11 ist anzumerken, dass 
das Schutzgut „Bodendenkmäler“ vorhanden sein könnte. Von entsprechender Fachbehörde 
werden Bedingungen genannt, die den Zweck haben eventuell vorhandene Bodendenkmäler 
vor Baubeginn frühzeitig vor negativen Auswirkungen zu schützen. Eine nachteilige 
Umweltauswirkung hierfür wird durch das Vorhaben daher ausgeschlossen. Eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Nachbarschaft durch Immissionen ist entsprechend der vorgelegten 
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Fachgutachten und unter Berücksichtigung der vorgesehenen Schutzmaßnahmen 
(Betriebsmodi, Schattenabschaltautomatik) nicht zu erwarten.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den 
Vorschriften des UVPG.  
 
Die gemäß § 5 Abs. 2 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser 
Bekanntmachung. Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig 
anfechtbar.  
 
 
Soest, den 13.11.2023 
 
 
Kreis Soest - Die Landrätin 
- Bauen und Immissionsschutz – 
Geschäftszeichen: 63.03.1093-63.91.01-20230683 
 
Im Auftrag 
gez. 
 
Schnelle 
 

 
 


